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um unſere Oſtmark und Schleſien
Paris, 30. Janugr.

Der Vertreterausſchuß der Großmächte hielt zwei Sitzungen
h die der polniſchen und der tſchechoſlowakiſchen
Frage gewidmet waren. Der polniſche Delegierte Dmowsky
rhärte: Die Polen müſſen ein freies Verfügungsrecht über die
giſenbahnlinie Thorn-- Danzig erhalten. Zu den Ge
hietsan ſprüchen Polens übergehend, ſagte er, daß Polen
das Gebiet vor der Teilung wiederzuerlangen wünſche, die Pro
rin Poſen und Thorn inbegriffen. Außerdem wünſche es
nen freien Zugang zum Meere über Danzig, der
ar Sicherſtellung der Verkehrsſtraßen von einem Gebietsſtreifen
geſchätzt ſein müßte.

xvenes ſetzte den tſchechoſlowakiſchen Geſichtspunkt über die
iſchenfälle ausführlich auseinander, die zum Zuſammenſtoß

er tſchechoſlowakiſchen und polniſchen Streitkräfte an den Gren
n von Böhmen und Schleſien führten. Am 6. November 1918
ſei zwiſchen den Polen und den Tſchechoſlowaken ein Abkommen

getroffen worden, das eine vorläufige Feſtſtellung der Grenzen
prſah. Aber am 24. Jannar 1919 ſeien die Tſchechoſlowaken in
hen Bezirk von Teſchen eingedrungen und hätten die polniſchen
Teuppenteile zurückgedrängt.

Die Frage, wem endgiltig das oberſchleſiſche
gaduſtriebecken zufallen ſolle, wurde nicht angeſchnitten.
Fbenſowenig die von den Polen aufgeworfenen Gebietsfragen.

die Polen behaupteten, daß ihnen ethnographiſch der Bezirk von
Teſchen zukomme, da die Polen dort 55 Prozent der Bevölkerung
zideten. Die Tſchechoſlowaken antworteten, daß dieſe Gegend
für ihre Induſtrie wegen der Steinkohlenlager unentbehrlich ſei.
die Friedenskonferenz wird in dem Streit der beiden Parteien
zutſcheiden, die erklärten, daß ſie im voraus mit dem Urteil ein
rerſtanden ſeien. Die tſchechiſch- polniſchen Grenzzwiſchenfälle

Feſtſtellung der Lage nach Polen gehen ſoll, erſcheinen. Er be
ſeht aus Noulens und General Wieſſel für Frankreich, Beward,
Eene und General Votha für das britiſche Reich, Montagne und
General Romei für Jtalien und Lord und General Kerma für
die Vereinigten Staaten.

Die Danziger Kaufmannſchaft für
Reichseinheit

Danzig, 30. Januar.
Eine Verſammlung Danziger Kaufleute hat eine Ent

ließung einſtimmig angenommen, in der es heißt: „Das
eutſche Danzig als ſtets eisfreier Seehafen an der
Nündung der Galizien, Polen und Weſtpreußen durchſtrö-
menden, durch ihre Nebenflüſſe mit dem großruſſiſchen Strom
netz verbundenen Weichſel war zu allen Zeiten der natürliche
Unſchlagsplatz für den Verkehr zwiſchen dem weiten feſtlän-
diſhen Hinterlande bis zum Schwarzen Meere hin und dem
überſeeiſchen Auslande. Der Zenger Kaufmann richtet ſeinen
Blick auf die Verbindung mit der Handelswelt der ganzen Erde.
Aber unbeſtreitbar wurzelt er im Boden der deutſchen
Kultur und weiſt daher jeden Gedanken der politiſchen Ab-
trennung Danzigs von Deutſchland und des Uebertritts zu
einer anderen ſtaatlichen Gemeinſchaft als unerträglich und voll
ſchwerer wo zurück. Danzigs Handel gehört der

ſeißigen elt, Danzigs Boden dem deutſchen Vater
e.

Erfolge in Poſen
Bromberg, 30. Januar. (Amtklich.)

Am 29. Jannar wurden Grünthal, Wunſchheim, Jarvſchin
und Groß-Samoklensk von unſeren Truppen genommen. Zwei
Raſchinengewehre, Gewehre und Munition wurden eingebracht

Graudenz, 30. Januar.
Die freiwillige Sturmabteilung Roßbach vom Grenzſchutz

O geriet am Dienstag mit der polniſchen Bevölkerung von
Kulmſee bei Graudenz, wo eine Abteilung in Quartier gebracht
werden ſollte, in Kampf. Nach Artillerievorbereitung wurde
Kulnſee im Sturm genommen. Die polniſchen Verluſte
beitugen mehrere Tote und Verwundete. Auf deutſcher Seite
ſind keine Verluſte zu verzeichnen. An die polniſche Bevölkerung
waren vor Ankunft der Deutſchen 300 Gewehre verteilt worden.
Ueber Kulmſee wurde der PVelagerungszuſtand verhängt.

Deutſche Proteſte in Spaa
Die deutſche Waffenſtillſtands Kommiſſion ſah ſich wieder

einnal vergnlaßt, gegen mehrere Verletzungen des Völkerrechts
und der Waffenſtillſtandsbeſtimmungen durch die Entente
Proteſt einzulegen. So ſoll die belgiſche Regierung beſchloſſen
hoben alle noch in Velgien wohnhaften Deutſchen zwiſchen 16
und 60 Jahren unverzüglich auszuweiſen. Diejenigen unter
wen welche in den Heeren der Mithelmächte dienten oder
deutſchen Beſatzungsbehörden Dienſte leiſteten, ſollen ſogar feſt
genommen und interniert werden.

Cegen die Beſtimmung des Waffenſtillſtandes verſtößt die
Anrdnung der franzöſiſchen Regierung, welche auf den Wagen
derkehr zwiſchen ElſaßLothringen und der Schweiz
it Mitte Dezember den franzöſiſchen Zolltarif und das franzö
ſſch- ſchweizeriſche Handelsabkommen anwendet.

Seichfalls in Widerſpruch mit dem Waffenſtillſtands- Ab-
bumen ſteht die frangöſiſche durch welche die Ver

waltung der Saar-Gruben gezwungen wird, an die deutſchenBehörden keine Kohle u euer mehr abzuführen Die
deutſche Kommiſſion erhob ferner Einſpruch gegen die Anord
nung des Chefs der franzöſiſchen Verwaltung für den Unter
lahn-Kreis, der auf dem Gebiet der Zivilrechte und der
Verwaltung abſolute Befehlsgewalt beanſprucht, obwohl
ihm nach dem Waffenſtillſtandsvertrag nur das Recht der Kon
trolle zuſteht

Zum Schluß der Sitzung machte der Vorſitzende der franzö
ſiſchen Kommiſſion darauf aufmerkſam, daß die deutſche Lebens-
mittelverſorgung des linksrheiniſchen Gebietes ſeit einiger Zeit
ſtocke. Er bat, ihm umgehend die deutſchen Maßnahmen mitzu-
teilen, welche die Lebensmittelverſorgung dieſes Gebietes ſichern
ſollen. Der Vertreter der deutſchen Regierung in Spaa ſagte
Aufklärung zu, betonte aber, daß der Lebensmittelmangel im be-
ſetzten Gebiet wahrſcheinlich auf die Verkehrsſperre und
die Lebensmittelbeitreibungen durch die alliier-
ten Heere zurückzuführen ſei.

Winterfeldt's endgültiger Rücktritt
Jn einem an Staatsſekretär Erzberger gerichteten Tele

gramm erklärt General von Winterfeldt, daß er nach
reiflicher Erwägung und nach eingehendem Vortrag bei ſeinem
militäriſchen Vorgeſetzten an dem Entſchluß, ſeine Abberu-
fung aus der Waffenſtillſtands kommiſſion in
Spaa zu erbitten, feſthalte. Die Art der Durchführung
des Waffenſtillſtandes durch die Alliierten habe es ihm unmög-
lich gemacht, ſeine Tätigkeit fortzuſetzen. Gegenüber den Ge-
rüchten, als ſei der Grund ſeines Rücktrittes in einem Zer-
würfnis zwiſchen Erzberger und ihm zu ſuchen, betont er mit
aufrichtigem Dank, daß er bei Erzberger ſtets nur Vertrauen
und volles Entgegenkommen gefunden habe. Daraufhin ant-
wortete Staatsſekretär Erzberger telegraphiſch, daß er ſein auf
richtiges Bedauern über den von General von Winterfeldt feſt
gehaltenen Entſchluß ausdrücke. Erzberger würdigte General
von Winterfeldks Gründe vollkommen. Es ſei ihm, Erzberger,
eine angenehme Pflicht, im Auftrage der Regierung den
wärmſten Dank auszuſprechen. Eine ſpätere Zeit werde
General von Winterfeldts vaterländiſches und ritter-
liches Verhalten noch klarer hervortreten

altesbelegene daten u hhemenarbehten in
ihm ſtets in dankbarer Erinnerung bewahren.

Gegen die Teilung Preußens
Die preußiſche Regierung veröffentlicht folgendes: Bererts

in der Bekanntmachung vom 10. Dezember v. J. iſt darauf hin
gewieſen, daß die künftige ſtaatsrechtliche Geſtaltung Preußens
durch die preußiſche verfaſſunggebende Verſammlung beſtimmt
werde und daß allen Verſuchen, Teile von Preußen los-
zureißen, mit Nachdruck entgegen zu treten ſet,
An dieſem Standpunkte hat die preußiſche Regierung gelegent-
lich der ſtattgefundenen Verhandlungen über die neue deutſche
Reichsverfaſſung in v ollem Umfange feſtgehalten. Jndem wir
dies zur allgemeinen Kenntnis bringen, geben wir erneut der
Erwartung Ausdruck, daß die Behörden allen anders gerichteten
Beſtrebungen nachdrücklichſt entgegentreten werden.

Schwere Schuld öſtlicher A. u. S.-Räte
Der „SZKorreſpondeng“ gehen von beſonderer Seite Nach

richten zu, daß die Tätigkeit der öſtlichen A.- und S.-Räte
geradezu verderblich für unſere geſamte Oſtmark werden marß.
Selbſtverſtändlich gibt es auch Ausnahmen, in denen die Ein
ſicht für die Staatsnotwendiygfeit ſich zeigt. Jedoch haben viel
fach A.- und S.-Räte die Vahntransporte unſeres Oſtſchuhes
verhindert, haben den Aufmarſch unſerer Freiwilligentruppen

ſtört und in unverantwortlicher Weiſe in den militäriſchen
Betrieb unſeres Oſtſchutzes eingegriffen. Sie tragen die

we re Schuld, wenn erneut Bürger nicht vechtzeitig ge
ſchützt werden können und wiederum unerſetzliche Werte ver
koren gehen. Wir werden hierüber unter Nennung der be
treffenden A. und S.-Räte noch Tatſachen veröffentlichen.

Jn Poſen ſind von den Polen neuerdings ſieben hervor
ragende Perſönlichkeiten als Geiſeln feſtoeſetzt worden,
darunter der Präſident der Anſiedlungskommiſſion, Ganſe.
Die Verhaftung wird als Vergeltungsmaßvregel gegen die Feſt
nahme des als Haupt der polniſchen Agitation in Oberſchleſien
bekannten Juſtizrats Czapla in Beuthen bezeichnet. Mit der
ſelben Bogründung hatte man ſchon vorgeſtern die Feſtſetzung
des Landeshaupkmanns von Hehyking in Poſen vorgenommen.

Die Rheiniſch-Weſtfäliſche Republik
Köln, 30. Januar.

Nach Meldungen aus Elberfeld iſt die Entſcheidung
über die Rheiniſch-Weſtfäliſche Republik nahe-
gerückt. Die neue Staatseinheit ſoll Rheinland, Weſt
falen, Oſtfriesland, Heſſen, HeſſenNaſſauund die Pfalz umfaſſen. Als Hauptſtadt ſoll Köln in be-
tracht kommen.

Räumung Deutſch-Böhmens durch
die Tſchechen

Wien, 30. Januar.
Die Meldungen, nach denen bei den tſchechiſchen Truppen

in Deutſch- Böhmen Rückwärts bewegungen bemerkbar
werden, beſtätigen ſich. Die Tſchechen ſollen von der Entente
einen deutlichen Wink erhalten haben,
zu räumen.

Srſtem“

fallen

Deutſch Böhmen

Sozialdemokratie, Militarismus und
Kulturaufgaben

Sozialdemokraten haben unter dem
ſtets die ſchärfſte Beſchwerde geführt, daß in

u. Rſerem „Militärſtaate“ zwar Ge!d, Raum, Licht und
Luft für Soldaten und jenſtige überflüſſige Dinge vor
handen ſei; für Kulturaufgaben, für Schule und Volks-
bildung jedoch ſei nichts übrig. Adolf Hoffmann hat ja
ſogar behauptet, wenn er mir und mich nicht unterſcheiden
und die zehn Gebote nicht könne, ſo trügen die Schuld an
dieſem Tiefſtande ſeiner Bildung die traurigen Schulzu-
ſtände in Preußen-Deutſchland. Man hätte alſo meinen
ſollen, mit dem Anbruch der ſozialdemokratiſchen Herr
ſchaft habe das goldene Zeitalter für unſer Schulweſen
begonnen. Das iſt aber keineswegs der Fall; vielmehr
kommen jetzt gerade die lebhafteſten Klagen über unerhört
ſchlechte Zuſtände auf dieſem Gebietr. „Das Schul
elend der Breslauer Jugend“ überſchreibt die
„Schleſiſche Zeitung einen langen Artikel. Schon in den
erſten Kriegsjahren war die Mehrzahl der Breslauer
Schulhäuſer für militäriſche Zwecke in Anſpruch genom
men; aber die Kinder erhielten doch beſchränkten Unter
richt, leerſtehende Läden wurden in Unterrichtsräume
umgewandelt: und allmählich beſſere ſich der Zuſtand,
einzelne Schulgebäude wurden freigegeben, ſo daß man ſich
behelfen konnte. Als nun aber die „Morgenröte der Frei
heit“ anbrach und die Sozialdemokraten, die die „Ueber-
griffe des Militarismus“ ſo wacker geſchmäht hatten, die
Sache ſelbſt in die Hand bekamen, als ſich der Leiter des
Breslauer Schulweſens, der bisherige Fortſchrit. ler Stadt
ſchulrat Hacks, offen zur Sozialdemokratie bekannte
wurde es da beſſer? Jm Gegenteill Für die ſchleunige
Demobilmachung ſollte Platz für 200 000 Soldaten ge-
ſchaffen werden. Sofort mußten nicht nur ſämtliche

Die „alten

naſien. Die Schüler lagen wieder auf der Straße.
Zuſtand war aber jetzt ſchlimmer; denn die früheren Schul
räume waren inzwiſchen anders vermietet oder in Wohn
räume umgewandelt worden. Die Demobilmachung ver-
zögerte ſich; die in Ausſicht geſtellten Truppen kamen nicht
nach Breslau, ſondern wurden unterwegs bereits entlaſſen.
Trotzdem aber wurden die Schulhäuſer nicht freigegeben
Es iſt Tatſache, daß einzelne dieſer Gebäude ſeit dem
8. November ganz, von anderen ein bis drei Stockwerke
vollſtändig loerſtehen. Die Schüler hocken ſeit der Zeit in
engen, ſchlecht beleuchteten und gelüfteten Noträumen,
verderben ſich die Augen, ſind Anſteckungsgefahr ausgeſcetzt,
haben am Tage nur wenige Unterrichtsſtunden, manche
nur jeden zweiten oder dritten Tog, manche, deren Leiter
keine Noträume auftreiben konnten, haben ſeit jenem Tage
überhaupt noch keinen Unterricht gehabt. Nun ſind, ſo
fährt die „Schleſiſche Zeitung“ fort, zwar die Schulhäuſer
der Militärverwaltung übergeben, aber bei den bekannt
engen Beziehungen zwiſchen dem Leiter
des Breslauer Schulweſens und dem Sol-
daten rate würden nur wenige Worte genügen, um die
Rückgabe zu erlangen. Auf die Schulhäuſer hat in erſter
Linie die Schuljugend Anſpruch, nicht das Militär.

enn, wie berichtet wird, einzelne Kaſfernen
übervoll ſind von Soldaten, die ſich nicht ent
laſſen laſſen, aber auch nicht an die Grenze gehen, ſondern
lieber in der Großſtadt faulenzen, denen
ſelbſt das Reinigen des eigenen Gewehres als Arbeits
dienſt“ bezahlt werden muß, ſo iſt es Pflicht der Militärver-
waltung, hier Platz zu ſchaffen und die Schulhäuſer frei
zugeben. Nun iſt zwar zugeſichert worden, daß dies bis
zum 31. Januar geſchehen ſoll. Aber können dann die
Schulkinder gleich einziehen? Es iſt noch nicht daran zw
denken. Denn die Hänſer müſſen erſt gründlich gereinigt,
desinfiziert und inſtand geſetzt werden. Es ſoll ſogar der
Plan beſtehen, einzelne Schulhäuſer in Wohnräume um-
zubanen, un Platz zu ſchaffen für kriegsgetraute Ehe
paare, Flüchtlinge aus Poſen uſw. Dabei aber klagen die
Saalbeſitzer fortgeſetzt über das Leerſtehen ihrer Säle; an
Raum fehlt es in Breslau alſo nicht.

Aehnliche Beſchwerden kommen auch aus Berlin.
Bei manchen Schulen iſt vegelmäßjg nur noch das Ein
treiben des Schulgeldes, ſo lautet die Klage der be
troffenen Eltern, des Schulgeldes, das auf dieſe Weiſe
eine ohne Gegenleiſtung auferlegte Beſteuerung der kin-
derreichen Familienväter darſtellt. In vielen Schulen
liegt Militär, ſo daß der Unterricht entweder ganz aus

oder in anderen Schulgebäuden zuſammengalegt,
verkürzt, in ungeeigneten Stunden ſtattfinden muß.
Während man in den Wochen der Unruhen vor dem Be
treten der Straßen am Abend warnte, mußten kleine
Schulkinder abends in völliger Dunkelheit den Heimweg
von der Schule zurücklegen. Auch in Berlin iſt man ja an
geblich jeßt dabei, allmählich wieder einigermaßen für
Regelmäßigkeit im Schulnnterricht zu ſorgen, leider ge
rade nun, da der verſpätete Winter zu „Kahlen-
ferien“ zwingen wird. Unſere leitenden Sozialiſten
werden ſich vermutlich nun wieder ſelbſt ſehr bedauern

ehe



daß ſhnen auf allen Gebieten ſo unüberwindliche Schwie
rigkeiten erwachſen. Was aber iſt der Grund der Jnan
ſpruchnahme der Schulen für das Militär in Berlin, wo
doch nach früherer Anſicht der Sozialdemokraten viel zu
viele Kaſernen ſind? Die durch die Revolution
eingeriſſene ünordnung! Jhre Folge iſt es daß
die militäriſchen Grbäunde nicht mehr ausweichen, um die
Sicherheit in der Hauptſtadt aufrechtzuerhalten, und man
alle möglichen ſonſtigen Gebände mit Bewoffneten belegen
muß! Ein hübſcher Beitrag zu dem Kapitel: Sozial
demokralie, Militarismus und Kulturaufgaben!

Die internationale Sozialiſtenkonferenz
Vern, 80. Januar.

An der internationalen Sozialiſtenkonfereng nehmen von
den deutſchen Mehrheitsſozialiſten teil. Hermann
Molkenbuhr, Hermann Müller und Otto Wels. als Vertreter
der Unabhängigen Karl Kautsky. Jnfolge einer Jnter-
e des lettiſchen Delegierten Sejo gab derutſche Delegierte Hermann Müller die Erklärung ab, daß,
wenn überhaupt heute noch deutſche Truppen in Lett-
land wären, dies nur darauf zurückzuführen ſei, daß dies der
einzige Rückzugsweg der noch in der Ukraine
ſtehenden deutſchen Truppen nach der Heimat ſei. Jm übrigen
denke Deutſchland nicht daran, Anſpruch auf irgendwelche
lettiſchen Gebiete zu erheben.
wihtg T ne betonte darauf, daß dieſe Erklärung Müllers

tig ſei.
Zur elſaß-lothringiſchen Frage bemerkte Krum-

bach, daß er hierzu in der Plenarſitzung eine Erklärung ab
zugeben haben werde, daß er jedoch einen ſammenhang
zwiſchen dieſer Frage und der des Saargebietes und des linken
Rheinufers anerkenne.

Der deutſche Delegierte Wels erwiderte darauf, daß er
hierin verſchiedene Fragen ſehe, und daß das Saargebiet
und das linke Rheinufer unbedingt als Beſtandteile des
deutſchen Staates zu betrachten ſeien.

Mittelalterliche Grauſamkeit der Franzoſen
Wiederholt mußte während des Krieges auf die ſchändliche

pflogenheit der Franzoſen hingewieſen werden, widerſtre
deutſche Kriegsgefangene durch Anlegen von

Daumenſchrauben zu quälen. Dieſe an die Folter
dos Mittelalters erinnernde grauſame Marter war zwar in den
S Kolonien ſtets beliebt, warde aber imAttrieg zum Hohn aller Kultur in einzelnen Fällen deutſchen
Kriegsgefangenen gegenüber angewandt. Der folgende Bericht
n neutralen Delegierten gibt über eine neuePölkervechtsverletzung dieſer Art Aufſchluß:

Dem Soldaten W. Sch. vom Hauptdepot C wurden
in Juli 1917 auf dem Kommando Mal-Roche bei Rennes
Daume n durch den Gendavrmen angelegt als er ſich
weigerde, in die Gefängniszelle einzutreten. „Die Daumen-
fchrauben“, heißt es in dem Bericht, waren nicht ſehr ſtark
angezogen, ſo daß er in der Zelle ohne Schwierigkeiten

ine Daumen h. rausziehen konnte. Später hat der Feldwebel
es Kommandos ihm die Daumenſchwauben wieder angelegt, und

derart, daß er die Schrauben feſt anzog. während der
ndarm ihm ſagte, daß es nicht nötig ſei, die Daumenſchrauben

feſt anzuziehen. So wurden die Daumenſchrauten ſehr ſtark
angezogen und während 12 Stunden beibehalten. Der
Schmerz war ſehr groß, und die Daumen waren angeſchwollen
und wund. Die BVlaſen brauchten drei Wochen zur
Heilung. Jetzt zeigen die Daumen des Scs. keine Spur von
den Daumenſchraneben mehr, auch keine Narben.“ Der Bericht

Aießt mit den rten: „Sch. wollte nicht in die Zelle ein
reten und hat Widerſtand geſeiſtet, weil er die Zelle ſchlecht ge

Jüſtet und unhygieniſch fand. Er erblärte, man ſolle ihr in eine
andere Zelle bringen.“

Wogen der Anwendung von Daumenſchrauben gegen einen
deutſchen Kriegs gefangenen hat auf Grund des vorliegenden
Berichtes die deutſche Regierung Einſpruch bei der
franzöſiſchen Regierung erhoben und um ſtrenge
Beſiwafung der Schuldigen nachgeſucht.

wilſon verläßt zeitweilig Frankreich
Paris, 28. Januar.

u wiſſen, daß die Delegierten der
kleineren Mächte mit Bezug auf ihre Vertretung in den
Kommiſſionen für den Völkerbund und für die Häfen und
internationalen Waſſerſtraßen befriedigt werden würden. Nach

„Petit Pariſien“ glaubt

zreß vorleſen zu können, Frankreich um den 22. Februar
herum verlaſſen und fünf Wochen ſpäter wieder zurück
tehren. Die Arbeiten der Konferenz werden durch
dieſe Reiſe nicht unterbrochen.
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Das Licht im Sumpf
Roman von Luiſe Weſtkirch47]

Eva kehrte ſich haſtig um. „Sein Braut? Wie
weißt denn, daß er ein Bmut hat?“
Nedderbrink lachte. „Andernſalls würde er das ſo

hille nich haben, zu uns Fünfhauſeners zu kommen. Gans
flink will cr freien, haben mir die Herren in Bremen ge
ſagt. Aber da um, im Fall du ihn ans gutem Herzen die
Beltſtückens bis zu ſein Hochzeit belaſſen willſt es ſind
dein eigene. Jch will dir nich zuwider ſein.“

Er gab Gretſchen noch einige Anweiſungen. Dann
derlicß er das Schulhaus.,

Eva haite ſich auf eine der Bänke geſetzt. Wieder eine
zerronnene Hoffnung, zerronnen, ehe ſie noch Form ange
nommen hatte. Ein Zanber, ein Fluch war's, ein unheim-
ſiches, unbegreifliches Rä!ſel. War ſie nicht ſtattlich?
War ſie nicht reich? Alle Dirnen ihres Alters fanden
ihren FFreier, arme, unonſehnliche, törichte ſogar. Nur ihr
zerrann jede Ausſicht. Von den vielen, die um ſie geworben
hat en. blieb als letzter einziger Gerd Clüver. Das
heißt, blieb er wirklich? Der Blick gefiel ihr nicht, mit dem
er vorhin über ſie weg auf Malle geſchaut hatte gor nicht
die Erregung. die ihn ergriffen hatte bei ihrer Erzählung
von Malles Zuſammenkunft mit ibrem Bruder Hilmer.
Jmmerhin. mit Malle Henderſen würde ſie, Eva Janſen,
den Kampf doch wohl noch aufnehmen können, ſelbſt wenn
ſie nicht die Bänerin auf dem Janſenhof geweſen wäre.
Nur raſches Znareiſen galt's. Warum nur hatte ſie ge-
zandert, als Eerd in Leidenſchaft um ſie warb? Närrin,
die ſie war! Nun würde ſie die erſte Gelegenheit ergreifen
zu klarer, unwiderruflicher En ſcheidung Denn loskommen
wollte ſie von Nedderbrinks Bevormundung, Fran ſein,
Herrin ſein endlich auf ihrem Eigen! Kein Preis dünkte
Ihr zu boch für dieſes Kiel.

dem „Matin“ wird Wilſon, um ſeine Botſchaft vor dem Kon

Die Deckung der Reichsbedürfniſſe
Berlin, 30. Januar.

Die am 28. Januar in Weimar begonnenen Verhandlungen
des Reichsſchatzamtes mit den einzelſtaatlichen Finanzminiſtern
ſind am 29. Januar fortgeſetzt und zu Ende geführt worden. Sie
haben eine völlige Uebereinſtimmung dahin ergeben,
daß die Deckung der dringenden Bedürfniſſe des Reiches allen
andern vorangehen müſſe, daß aber in dem hierdurch ge
zogenen Rahmen den Einzelſtaaten die zur Erfüllung ihrer wich
tigen Kulturaufgaben notwendige finanzielle Bewegungsfreiheit
zu erhalten ſei. Unter dieſen Geſichtspunkten wurde das geſamte
Gebiet der Finanzen in ſeiner Bedeutung für Reich, Staat
und Gemeinden einer eingehenden Erörterung unterzogen.
Die vertrauliche und unverbindliche Ausſprache war ſo reich an
Aufklärungen und Anregungen, daß von den Teilnehmern der
Wunſch nach häufiger Wiederholung ſolcher Veranſtaltungen ſehr
lebhaft geäußert wurde. Das Reichsſchatzamt ſagte die Er-
füllung dieſes Wunſches zu.

Deutſchnationale Volkspartei
Neue Ortsvereine oder Ortsgruppen bildeten ſich in Halle

i. Weſtf., Kreisgruppe, Brockhagen, Kr. Halle i. Weſtf.,
Borgholz hauſen i. Weſtf, Steinhagen, Hörſte
i. Weſtf., Werther i. Weſtf., Bockhorſt i. Weſtf., Vers
mold i. Weſtf., Battenberg Bez. Kaſſel, Kor bach (Wal-
deck), Wildungen, Eſchwege, Frankenberg (Heſſen),
Fulda, Gersfeld (Rhön), Hofgeismar, Homberg
Bez. Kaſſel, Marburg, Nanau, Rothenburg a. Fulda,
Kreisgruppe Schlüchtern, Spangenberg z. Kaſſel,
Trendelburg, Treyſa Bez. Kaſſel, Witzenhauſen,
Wolfhagen Bez. Kaſſel.

Unterdrückung „reaktionärer“ Beamter?
Berlin, 30. Januar.

Am 28. Januar nahm der Zentralrat einen Vortrag des
Staatsſekretärs Koeth über die Wirtſchaftslage entgegen und
beriet über den Entwurf eines Geſetzes über die vorläufige
Reichsgewalt (Verfaſſungsentwurf).

Am 29. Januar verabſchiedete der Zentrakrat eine Vorlage
über Aenderung der Militärſtrafgerichtsordnung und ein Geſetz
über Schädlingsbekämpfung. Er beſchloß ferner, über
die Erſetzung reaktionärer Beamter durch
andere vom freiheitlichen Geiſt durchdrungene
Perſonen mit den Volksbeauftragten Rück
ſprache zu nehmen.

Die Sozialiſierungskommiſſion erſtattete dem Zentralkrat
einen gemeinſamen Sitzungsbericht. Es wurde feſtgeſtellt, daß
die Kommiſſion dauernd gegen große Widerſtände an
zukämpfen hat, deren Veſeitigung vom Zentralrat für
dringend erachtet wurde.

Truppen nach Bremen
Berlin, 30. Januar.

Die Reichsregierung hat ſich genötigt geſehen, zur Wieder-
herſtellung geordneter Zuſtände in Bremen eine Truppenabteilung
dorthin zu entſenden. Die erſten Truppenzüge ſind bereits bei
Bremen eingetroffen. Die Stärke der für ſonſtige Zwecke bereit
geſtellten Truppen erfährt infolge des ſtarken Zuſtroms von Frei-
willigen keine Verminderung.

Die Beſetzung Kehl's
Kehl, 30. Januar.

Nachdem bereits geſtern abend der Bahnhof und das Poſtamt
durch franzöſiſche Wachtvoſten beſetzt waren, iſt heute das Gros
der franzöſiſchen Beſatzungstruppen um 8 Uhr vor
mittags in Kehl eingerückt und hat die Umgebung von Kehbl
entſprechend den in der Verlängerung des Waffenſtillſtandsver-
trages feſtgeſetzten Linien beſetzt. Der Eiſenbahn, Poſt und
Fernſprechverkehr ruht.

Päniſche Gelüſte
Chriſtianiag, 29. Januar.

„Morgenbladet“ gibt den einen däniſchen Fühler ent
haltenen Vorſchlag wieder, ob m vorübergehend unter eine neutrale Kommiſſion geſtellt werden ſolle,
zwecks Abſtimmung in der Stadt. Ein anderes Blatt teilt Aus

laſſungen über die Möglichkeit einer norwegiſchen und
ſchwediſchen Beſatzung mit.Auf die Erklärung der däniſchen Regierung über die nord

ſchleswigſche Frage veröffentlicht der Deutſche Ausſchuf

Als Nedderbrink aus dem Schulhauſe trat, ſtand er
plötzlich vor Gerd. Auch dieſer hatte mit Unruhe das ſchein-
bar grundloſe Steigen des Waſſers beobachtet. Dem Vor
ſteher war die Begegnung nicht lieb. Er hätte Gerd gern
ſacht ans der Kolonie gedrängt. Aber ungern maß er ſich
mit ihm in Worten. Er mußte doch auf Gerds Gruß
danken. An die Vorgänge in der Gemeindeverſammlung
mochte er nicht rühren.

„Feines Erntewetter,“ ſagte er, Unbefangenheit heu-
chelnd. „Wir können unſren Kerrgott nich dankbar genug
ſein. Du baſt dein Roggen all in Hocken ſtehen. Un ohne
einen einzigſten Knecht zur Hilfe! Hut ab, Gerd Clüver.
So was moa ich leiden.“

„Das Wetter will umſlagen, Vorſteher.“
„So meinſt das?“
Gerd wies auf die graue Wand im Südweſten. „Dr

müſſen all ſwere Unwefters an anderen Orten nieder
gegangen ſein. Das Waſſer in'n Kanal ſteigt un ſtrigt

„Tja, denn müſſen wir ihm laſſen, Clüver. Waſſers
ſteigen, wie Gott will.“ Nedderbrink wollte vorübergehen.
Jhm ahnte, was kommen würde.

„Die Wafſers jn'n Kanal trecken woll ihren Weg,“ ſagte
Gerd. ihn feſthaltend. „Jn dem toten Arm der Wümme
aber ſtoßen ſich die Flutens in den vielen Windungen. Vn
mein Noggen ſteht dr mitten in. Jch kann ihn ohne Hilfe

denn ſo ſwemmen die Waſſers mein ganſe Ernte weg. Da
um ſprech' ich dich an, Vorſteher Stell das Mümmewehr
hbinten bei dein Wieſe anf, damit daß die Waſſers einen
Abflirß kriegen für den ſlimmſten Foll.“

Nodderbrink legte die gekrümmte Hand an ſein Ohr.
„WMas Fagſt dr?! Das Wehr? Das Wehr bei mein
Wieſe? Anftrekken ſoll ſich das? Unter ſo'n Umſtänden?

Dos meinſt wolſ nich in'n Ernſt
„Jm vollen Ernſt mein' ich's, fa, ich bin das ver

langend. Das geht um mein ganſe Ernte. Nedderbrinfkf.“
„Wie du dr wieder aufbranſt, Gerd Clüver! Ich denk',

du weißt, daß ich dich gern gefällig bin. Aber Henze hat dr

nich rechtzeitig hereinkrirgen. Kommt dr ein Unwetter,

far das Herzgogtum Schleswig eine
in der unter Anerkennung des ruhigen und ſachlichen n
Erklärung ein Einverſtändnis mit verſchiedenen dachte
Forderungen feſtgeſtellt wird. Mit beſonderem Nachdrug niſche
5 der Ausſchuß ſeine Forderung, daß den Dänen de
chleswigs für erſammlungen, Geſuche und womögli 3
ſtimmung volle Freiheit gewährt à werden müſſe, berg Ab.
ebenſo entſchieden, daß dieſe Freiheit entgegen dehauptungen der däniſchen Preſſe bisher durchaus nicht

ſchränkt worden ſei. de
Die Cebensmittelzufuhren

Der Zentralverein der Reeder teilt mit, daß beute in
n Beratungen zwiſchen der Vertretung der Den

eedereien und den Vertretern ſämtlicher ſeemänniſcher Ve
verbände eine Einigung über die Lohnſätze erzielt worden t
eine ungeſtörte Zufuhr von Lebensmittern'edas deutſche Volk ermöglichen ſoll. Als Beiſpiel ſei ein zehr
daß Vollmatroſen außer freier Verpflegung gegen eine
dem Kriege bezahlte Heuer von 70 Mark nunmehr
Monatsheuer von 220 Mark für die trans tatFahrt zugebilligt worden iſt. Da werden die Lebene mine
e einmal (7) erhalten werden, entſprechend hoch im vie
ein.

c —„J G e

Wir armen Deutſchen
Amſterdam 30. Jannar

Der politiſche Mitarbeiter der „Daily Mail“ ſchreibt
neue Staatsſekretär des Jnnern Shortt iſt damit beſchäftt
eine Geſetz vorlage vorzubereiten, durch die die en
wanderung von Deutſchen nach England nach den
Friedensſchluß verhindert werden ſoll, da die jetzigen
Befugniſſe der Regierung gegenüber den feindlichen Untertanen
mit dem Kriege aufhören.

Aus der Republik Braunſchweig
Ueber die Zuſtäne in Braunſchweig wird uns geſchrieben-

Unſere Kultusenimiſterin, Frau Faßhauer micht Pfotenhaver
kommt nach einigen Tagen, nachdem ſie ins Miniſterium eine
sogen iſt, zu einem Aſſeſſor und erzählt ihm, daß ſie jetzt Unter,
vecht im Rechtſchreiben und „in die Orthographie“ dave:
ſagt: „wiſſen Sie, des mit die Ortographie is gar nicht ſo ſchwer,
wie das mit dem mir und mich iſt, habe ich mich jetzt gemerit
Dieſelbe Dame, ehemals Hausmädchen, zuletzt Waſchfrau, komm
zum Oberſchulrat Br. und ertlärt: „Von heute ab gibt es keine
Religion mehr, meinen Jntendenten, der das mit Sie beſprechen
wird, habe ich gleich mitgebracht. Sie war der Meinung,

dem betreffenden Oberſchulra t auch das Herzogliche Theater
umterſtände.

Aufuſt Mergos, chrſamer Flickſchneider, jetzt Präſident, ruft
eines Tages in einer großen Fabrik an und es entwickelt ſich fol,
gendes Geſpräch: „Hier Präſident Merges.“ „Hier Automobil-
fabrik „Kann ich wohl den Schloſſer Tappe ſprechen „Ja-
wohl, den muß ich aber erſt holen laſſen.“ Alſo Herr Tappe er
ſchoint am Apparat. „Hier Tappe.“ „Tag Heinrich.“ Nun hört
man Tappe immer ſagen „nein Aujuſt, das kann ich nich, dazu
bin ich zu dumm, ach, laßt mich man zufrieden, davon verſtehe
ich nichts uſw. Schließlich: „Na, denn warte mal 'nen Augen
blick.“ Und Herr Tappe fragt den Fabrikbeſitzer: „Herr ich ſoll
durchaus Polizeipräſident werden, was meinen Sie dazu, das
kann ich doch nwicht, aber Merges meint, ich ſoll unter allen Um
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ſtänden ja ſagen „Na“, ſagt Herr „dann tun Sie's nur T nwe
„Aber, nehmen Sie mich denn wieder, wenn ich dort hinaus. ch
worfen werde, denn lange kann das ja nicht dauern Nach, re
dem Herr E. ihm dann verſprochen hit, ihn wieder anzuſt len

wenn es mit der Herrlichkeit zu Ende, erklärt ſich Herr Tappe
bereit, und iſt houte noch in Braunſchweig Polizeipräſident.

Solche und ähnliche Anekdoten gibts viele, traurige Zeichen
urfſerer traurigen Zuſtände, das traurigſte aber, daß ein Aſſeſſor

ahlman ö
uf die vater

reim Mimiſterium ſitzt, naher Verwandter eines früheren Miniſters Tee

der, um die Konjunktur auszunutzen, jetzt rechte Hand des Herr o Freun
Merges iſt. Frau Merges, Logenſchließerin in Brünings Soal- n einen
bau, hat ihr Amt noch nicht aufgegeben, denn ſie kennt ihren n den Vo
Mamn, bislang hätte ſie ihm immer ernähren müſſen, da alle hen un
ſeine Berufe nichts geweſen ſeien, ſo würde wohl auch mit dieſen iſe man
Beruf das Ende nicht mehr fern ſein. Sie kennt ihn. Und was men die
ſie ſagt, das wollen wir von ganzem Herzen hoffen leſe Dom

d der Pro

Roggen ſtehen un mein ijs auch geſnitten. Sollen wir Fünf men an
hauſeners alle unſren Roggen wegſwemmen laſſen, damit nſtänden i

deiner man bleibt?! Das kannſt von den Vorſteher von ter der D
der Kolonie nich verlangend ſein.“ der einzige

„Für irgendein andern beſteht dr nahſten kein Ge imigen gel
fahr,“ widerſprach Gerd. „Das Waſſer in'n Kanal tritt en Ruhm
ſwerlich über, un von der Wümme liegen euer Acckers weit e
ab. Für mich hingegen geht das um Haus un Hof. Wenn n.
das Waſſer mein Ernte wegſwemmt gleich in'n erſten Jahr,
wie ſoll ich denn Löwenſtein mein Zinſens bezahlen?“ Engliſe

Nedderbrink lächelte unmerklich. Es kam alſo, was
er erhoff e! Es kam raſcher, als er geglaubt hatte. Er Aus de
zuckte die Achſeln. pgende„Tja, Clüver, ich hab dich von Anbeginn abgeraten, r
dein Hof anzunehmen. ein Stück Land ohne Bargeld. du gliſh.
haſt auf mein Rat nich hören wollen, baſt dich baldodig ſüchen und
eingrricht't. Da kann ich nich für Mir darfſt kein Vor- Nah eine E

haltung machen.“ MEerluſt in„Jch bin ja nir verlangend, als daß du das Wehr auf. P ahhemeinen
ſtellſt un den Waſſers ein Abzug vergönnſt, zwei, drei ngliſche Du

Stunde lang man.“ S„Es js mich leid. Jch hab' dich mein Gründens geſagt.
Das Wehr bleibt dr geſchloſſen. r iDas Blut ſchoß Gerd wieder heiß zu Kopf. Mit einem überall auf
Blick fefſter Verachtung ſah er auf Nedderbrink. Schreckgeſpe

„Jch hätt's ir voraus wiſſen können,“ ſagte er zwiſchen ſagen: es
den Kähnen. „Oder ne, das bab' ich doch nich gewußt, deutſchem
daß du die Knraſche hätteſt, mich mit Fleiß un Vorſatz zum lond bei de

Bettler zu machen.“ Shritt tatEr wandte ſich kurz ab. Er woote nicht länger zu W
bleiben. Er fühl e, beim nächſten Wort würde er ſich auf r
Nedderßrink ſtürzen. Und er rang gegen den Jähzorn, das gnge We
alte Clüvererbteil. Lente, denen das aufwallende Blul ſandes.
Purpurvorbänge vor die Angen zieht, werden hilflos wie länder an,
Blinde in den Hönden kultblütiger Schufte. Seine Feinde des darf
aber ſollten ihren Wiſſen nicht haben. de un

ken we(Fortſetzung folgt.)
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gersnot und Klaſſenrationierung!
Revolutionsregierung veröffentlicht jetzt ge

Wchreckende Zahlen über die Folgen der Unter
ng in Deutſchland. Mehr als 500 000 Todesfälle

Ende 1918 lediglich auf die Ernährungsſchwierig-
b nrüczuführen, und die verhängnisvollen Folgen

ſich auch in der kommenden Zeit noch weiter fühl
wen Letzteres iſt leider nur zu wahr. Denn durch

der Revolution eingeriſſene Unordnung
i chtlofigkeit iſt die Volksernährung
ig zuſammengebrochen. daß wir für die nächſten Mo
einer Hungersnot ſteben. Selbſtverſtändlich haben

erſten unter den Schwierigkeiten die Mittel
en gelitten, denen keine Kriegsgewinne
feine beſonderen Lebensmitteſzulagen zur Verfügung

Das weiß die Regierung ſehr wohl und trotz
ſleibt ſie dabei, einige Kategorien beſſer zu bedenken.
artigen Kindern“ wird alles ganommen, um die
hrecher und Unruhſtifter ſtillzufüttern. So haben

ſtändigen Vergarbeiter in Oberſchleſien
Keorzugung in der Fettverſorgung erzwungen, die

Feilich auch nicht zufriedengeſtellt hat. Und jetzt lieſt
mit Vefremden in dem Bericht über die Waffenſtill

werhandlungen, daß auch die nun ſo oft als Rettung
nſer Volk in Ausſicht geſtellte Lebensmittel
e Vilſo n s nicht dem geſamten deutſchen Volke zu
tommen, ſondern wieder zur Klaſſenrationiecung zu
en von beſtimmten Arbeitorkreiſen dienen ſoll. Es

fett, nachdem man das deutſche Volk ſolange mit Hoff
n auf dicſe amerikaniſche Hilfe hingehalten hat, es
e ſich um eine „Notaushilfe“, die „zu einer allge
n Anfbeſſerung der Ernährung in keiner Weiſe aus

ſondern nur um Lebensmittelſendungen „für
te, Kinder, werdende und ſtillende Mütier und
jelne, beſandere Arbeiterkategorien“.
bie geplagten Frauen des Mittelſtandes können weiter
Unternährung dahinſterben, wenn nur die verhätſchel
Schoßkinder des Sozialismus die Arbeiter im
jel demokratiſchen Sinne neue Begünſti-

einheimſen! Das iſt das gleiche Recht für alle im
plutionsſtaat!

eine

per Preußenzertrümmerer Preuß
gochſtt merkwürdige Vorgänge bei den Preußenwahlen
en ſich an den Namen des durch ſeinen Entwurf zur Zer

ung Preußens in weiteren Kreiſen bekannt gewordenen
ekretärs des Jnnern Preuß. Dieſer Herr iſt der Ver

r der Demokvati ſchen Partei in der Revoſutions regierung
war von den Demokraten aurf ihre Berliner Kandidatenliſte
vie Setelle geſetzt, ſo daß alſo mit ſeiner Wahl in die
ſche Nationalverſammlung beſtimmt gerechnet wurde. Der
eüſtungsſturm, der ſich gegen den Preußſchen Zerſtückeſumnge-

eurf in gang Preußen erhob, und der Austritt namhafter
ſelbſt Abgeordneter, aus der Demokratiſchen Partei

un dieſes empörenden Anſchlags auf unſer ruhmreichces
land veranlaßte damn aber eine ſchleunige Gegenagktion.

Kundgebung von „Vertrouensmännern der Fortſchrittlichen
ypartei“ ſprach die „Erwacrtung“ aus, Preuß werde die auf
ſalende Wahl nicht annehmen. Damit ſollten den

ſihlern die Bedenken genommen werden, ihre
ren für die Liſte mit dem Namen des Hervn Preuß abzu
en. Nachdem aber auf dieſe Weiſe zum Wahliage etwas Be
gung geſchaffen war, las man dann mit dem Wahlergebnis
ver Demokratiſchen Preſſe die Erklärung, Staatsſekretär
rteuß denke nicht daran, dieſem Wunſche einer ihm
ienmen unbekannten Jnſtang Folge zu leiſten Da das
ahlnanöverſgeglückt iſt, glaubt man alſo die Rückſicht

die vaterländiſchen Gefühle der Wähler fallen laſſen zu
nen. Freilich wird Herr Preuß ein Pfahl im Fleiſche der
otratiſchen Partei bleiben. Schon haben ſeine eigenen poſi-

hen Freunde in der Schöneberger Stadtverordnetenverſamm-
g einen lebhaften Proteſt gegen ſeinen Entwurf erholen:

gen den Vorſchlag des Staatsſekretärs Preuß auf Zerſtückelung

reußens und Jſolierung GroßBerlins als beſonderer Republik
müſſe man ſich als verhängnisvoll mit aller Kraft wehren; ſo

onten die Antragſteller und ihnen zuſtimmend Oberbürger-
meiſter Dominius, der Führer der Schöneberger Demokvaten.

der Proteſt wurde mit allen gegen die ſozialdemokoatiſchen

t angenommen. Wie lange Herr Preuß unter dieſen
laſtänden in der preußiſchen Nationailverſammlung als Ver
er der Demokratiſchen Partei ſitz n kann, bleibt abzuwarten.

der einzige Troſt für die Demokratie iſt, daß es den Unab
hmigen gelang, die Wohl Adolf Hoffmanns durchzuſeten; vor
deſen Ruhm wird ſelbſt der des Zertrümmerers Preuß er

Engliſche Tyrannei und Schamloſigkeit
Aus der Zeitſchrift „Chugai“ veröffentlicht „The New Eaſt“
ſolgende Ausführungen des japaniſchen Nationalökonomen
d. Tokuzo Fukuda von der KeioUniverſität, der in München
d Leipzig ſtudiert hat: Nach meiner Anſicht iſt ein Sieg
t engliſchen Waffen nicht weſentlich für den dauernden

dueden und die Sicherheit der Zukunft. Jch bin der Anſicht,
e eine Einbuße Englands an Preſtige nicht pomwendgz einen
kerluſt in irgendwelcher Form oder Geſtalt für die Welt im
elgemeinen bedeutet. Jch bin außerdem der Anſicht, daß die
wgliſche Drohung zweifach und dreifach größer iſt als die
deutſche. Die Geſchichte iſt überreich an Bei
ſielen engliſcher Tyrannei. Ueber die Schädlichkeit
des engliſchen Kommerzialismus iſt man ſich ebenſo einig wie
über die Räubereien, die die Engländer in der Vergangenheit
überall auf den Meeren begangen haben. Wir ſollten das
Shreckgeſpenſt der deutſchen Drohung aus unſeren Köpfen ver
ſagen: es läßt ſich kein einziger Fall anfſihren, wo Japan unter
deutſchem Angriffsgeiſt gelitten hätte. Zugegeben, daß Deutſch
lend bei der berühmten Jntervention der drei Mächte den erſten
Schritt tat, ſo verblaßt doch die Gefahr von ſeiten des Teu-
bnenlandes neben der engliſchen Schamloſigkeit. Wovor ſich
Japan hüten ſollte, das ſind England, Rußland und Amfrika,
richt Deutſchland. Und was für Japan gilt, gilt für die
pnze Welt. Jch wünſche die Fortdauer des engliſchen Wohl
kandes. Jch erkenne zu viele ſtarke Eigenſchaften der Eng
länder an, als daß ich alles Engliſche verkleinern möchte. Aber
des darf uns nicht blind für die Tatſache machen, daß die Eng
länder uns bisher unbarmherzig ausgebeutet haben und fort
fahren werden, es zu tun.

Halle und Umgebung
Halle, 31 Zanuar

Staats- und Kommunaldemokraten
Mit dem hieſigen Demokratenblatt, der „Saale-

zeitung“, deren Unzuverlöäſſigkeit in der Berichterſtattung
wir wiederholt nachgewieſen haben, müſſen wir uns leider
wieder einmal befaſſen. Jn ihrem Bericht über die öffent
liche Sitzung des Bürgerausſchuſſes Halle ſagte ſie am

Mittwoch abend u. a.: „Die Gefahr einer
ſozialdemokratiſchen Mehrheit auf dem Stadthauſe in
Halle könne nur durch eifrigſte Arbeit der bürger
lichen Parteien und regſte Anteilnahme der ge
ſamten bürgerlichen Bevölkerung vorgebeugt
werden. Am Donnerstag abend aber ſchreibt das
Blatt wörtlich: „Uns iſt nichts davon bekannt“, daß die Kom
munaldemokraäten im Bürgerausſchuß „für eine Einigung
aller nicht ſozialdemokratiſchen Parteien eingetreten“
wären. Es dürfte der „Saalezeitung“ ſchwer werden, einen
ſolchen Widerſpruch aus Vergeßlichkeit herleiten zu können.
Das würde ſchon deshalb nicht angängig ſein, weil das
Blatt hinterher ſelbſt dieſen Widerſpruch bemerkt hat und
nun verſucht, ihn dadurch zu beſeitigen, daß es die am
Mittwoch abend geforderte „eifrigſte Arbeit der
bürgerlichen Parteien“ am Donnerstag abend nur
auf „Berufsorganiſationen, Bürgervereine uſw.“ bezogen
wiſſen will. Damit würde der „Gefahr einer ſozigldemo-
kratiſchen Mehrheit auf dem Stadthauſe in Halle“ keines-
wegs „vorgebeugt werden. So einfach iſt es für die
„Saalezeitung“ nun denn doch nicht, ſich aus der ſelbſt
gelegten Schlinge zu befreien. Das weiß das Blatt auch
ſehr wohl und hat ſich deshalb durch die großartige Wen
dung „und ſo weiter“ die nötigen Hintertüren ge-
laſſen. Es iſt dem Blatt außerordentlich peinlich, offen
zugeben zu müſſen, daß in der Sitzung des Bürgeraus
ſchuſſes in die „geſamte bürgerliche Bevölkerung“ auch die
Deutſchnationale Volkspartei einbezogen worden iſt; da
der Sitzungsbericht aber innerhalb 24 Stunden doch un
möglich von der Leſerſchaft vergeſſen ſein kann, wird das
durch die Worte „uſw.“ verſchämt angedeutet. Wenn
übrigens ohne Bezug auf die Verhandlungen im Bürger
ausſchuß und ganz an ſich betrachtet die „Saalezeitung“
erklärt, ihr ſei „davon nichts bekannt“, daß für die Halle
ſchen Kommunalwahlen eine Einigung aller nicht
ſozialdemokratiſchen Parteien von demokra.iſcher Seite ver
ſucht wird, ſo iſt das Blatt in der Tat ſehr ſchlecht
unterrichtet, oder aber es ſtellt ſich noch unwiſſender,
als es in Wirklichkeit iſt. Man müßte eigentlich an
nehmen, daß ihm bekannt wäre, wie führende demokratiſche
Parteigrößen Halles geſchäftig in deutſchnationalen Kreiſen
über ein Zuſammengehen aller bürgerlicher Parteien bei
den Kommunalwahlen ſondieren. Aber es iſt ja
auch leicht möglich, daß die „Saalezeitung“ tatſächlich nicht
rder unterrichtet iſt, was in ihren eigenen Reihen vor
geht.

Nicht minderes Intereſſe beanſpruchen jene Aus-
laſſungen des demokratiſchen Parteiorgans, in welchen
dargezan wird, mit welchem Verſtändnis unſer Artikel
„Staats- und Kommunaldemokraten“ (Nr. 54 der „Halle-
ſchen Zeitung“) in der Redaktion der „Saalezeitung“ ge-
leſen worden iſt. Dieſe ſchreibt folgenden Satz: „Die ver
meintlich ausgeſtreckte Hand (ſchon das iſt falſch: die
Hand iſt nicht vermeintlich, ſondern tatſächlich für die
Kommumnalwahlen ausgeſtreckt worden! Die Red. der
H. Z.) wird nicht etwa freudig ergriffen, wie das zu tun
eine geſchlagene Partei alle Urſache hätte, ſondern ſie
wird mit Hohn und Spott zurückgewieſenl!“
Wir wären der „Soalezeitung“ dankhar, wenn ſie durch
wörtliche Anführung deosjenigen Teils nſeres Arikels,
in welchem wir die ausgeſtreckte Hand zurückgewieſen haben
ſollten, ihre Behauptung beweiſen wollte. Da ſie das nicht
ſogleich getan hat, mußte doch der Verdacht auftanchen, daß
ihre Behauptung nicht beweisbar wäre. Tatſächlich findet
ſich dann in unſerem Artikel auch kein Wort und keine
Wendung, mit denen die behauptete Zurückweiſung be
gründet, oder aus denen ſie auch nur indirekt gefolgert
werden könnte. Wit haben in unſerem Artikel (in
Nr. 54 der H. Z.) die „ausgeſtreckte Hand“ weder freudig
ergriffen, noch mit Hohn und Spott zurückgewieſen, ſon
dern einfoch den Tatbeſtand regiſtriert: wie die Hallr ſchen
Demokraten ſich bei den Nationalwahlen verhalten haben
und welche Haltung ſie bei den Kommnnalwahlen einzu
nehmen gedenken. Wenn in dem hieſigen demokratiſchen
Parteiorgan allein ſchon aus ſolcher Gegenüberſtellung
das Gefühl von Hohn und Spott auf gegneriſcher Seite ge
weckt wird. ſo kann der Grund hierfür nur in dem demo-
kra ſchen Parteiorgan ſelbſt liegen: die Haltung der Halle
ſchen Demokraten iſt eben ſo grotesk, daß ſolche Gefühle in
einem ſchambaften Gemüt nur erſtehen können. Daß ſie
aber entſtehen, dafür kann doch nicht derjenige verantwort
lich gemacht werden, der ausſpricht, was iſt, ſondern nur
diejenigen, die angerichtet haben, was jetzz iſt. Wenn alſo
die „Saalezeitung“ durch das Gefühl von Hohn und Spott
cuf gegneriſcher Seite geplagt wird, ſo iſt damit auch das
ſchlechte Gewiſſen dieſes Blattes erwieſen, das es in bezug
auf ſeine eigene voli iſche Kaltung hat. Schlecht verdeckt iſt
ouch der Aerger des Blattes bezüglich der Charakteriſiernng
der Kommmaldemokroten durch uns. Das Demokraten-
blatt hat mit keinem Wort verfucht, für die Haltung der
HKommunaldemokraten eine andere Motivierung anzu
führen, als ſie von uns gegeben wurde. Das iſt ſchl'ichier-
dings auch nicht möglich, denn die Demokratenband wird
jetzt doch nur zu dem alleinigen Zweck ansgeſtreckt, um die
eigene privat wirtſchaftliche Poſition durch die
Sozialdemokra.ie nicht unmittelbar gefährden zu laſſen.

Pfle

Vo es ſich um die größten nationalen AnteReich und Bundesſtaat handelte, alſo um Dinge e n
nicht meſſen, zählen und wiegen kann, die aber für das
deutſche Volkstum und den deutſchen Staat von weit
tragendſter Bedeutung ſind, da wurde das von deutſch
nationaler Seite angebotene Zuſammengehen durch Liſten
verbindung von der Demokratiſchen Partei abgelehnt; wo
es ſich aber um perſönlichen wirtſchaftlichen Profit handelt,
da ſind die Deutſchnationalen gut genug, den internatio-
nalen Demokraten aus der Bedrängnis zu helfen. Weiß
die „Saalezeitung“ für die Kennzeichnung einer ſolchen
Handlungsweiſe der Demokraten ein treffendes Wort anzu
führen, als das von uns wiedergegebene Wort Shyloks? Es
bleibt dabei, was wir ſeinerzeit bei Ablehnung des Liſten
verbindungsangebots durch die Demokratie bei den
Nationalwahlen ſchrieben: Die Demokratiſche
Partei, und nur ſie, hat dadurch Verrat am Bürgertum
begangen!

Soweit unſere formelle Entgegnung auf die Aus
führungen der „Saalezeitung“ und das Vorgehen der
Halleſchen Demokraten. Unſere ſachliche Stellungnahme
zu einem cventuellen Zuſammengehen des geſamten
Bürgertums bei den Kommunagalwahlen wird dadurch in
keiner Weiſe berührt. Wir behalten uns vor, darauf zu
rückzukommen.

W

Die Forderungen der Künſtler
Dke Theatervorlage im Haushaltsausſchuß.,

Dem Magiſtrat ſind am 80. November von den Orts
gruppen Halle a. S. des Wirtſchaftlichen Verbandes vor
tragender Künſtler, der Genoſſenſchaft Deutſcher Bühnenange
höriger, des Chorſänger- und Ballett- Verbandes und des Or-
cheſter- Verbandes die Forderungen überreicht worden, die in
8 Punkten gipfeln und deren weſentliche folgendes beſagen:

1. Verpflichtung der Theaterleitung, nur organit
ſierte Mitglieder zu engagiecren;

2. Einführung ganz jähriger Verträge mit vier-
bis ſechswöchentlichen Ferien bei vollen Bezügen für das ge
ſamte Perſonal

3. Bezahlung der Doppel- Vorſtellungen mit
Tagesgage;
4. Mindeſtgehälter (für Soliſten 3850 ME., für die

nen das Ballett und das Orcheſter 300 Mk. mo-

ös. Gehaltsgu fſchläge für das darſtellende Solo
perſonal mit rückwirkender Geltung vom Oktober v. J. ab
(beiſpieſsweiſe bei einer gegenwärtigen Gage von 400 Mark
für die Zeit bis 1. 12. 16 60 Proz., bis 1. 12. 17 50 Proz.
bis 15. 4. 18 25 Proz., bis 81. 8. 18 20 Proz.), für Kapell
meiſter und Ballettmeiſter und für Bürovorſtände, Jnſpi
zienten und Soufſleure. Die Erhöhung der Gage ſoll in
keinem Falle den Monatsbetrag von 200 Mark überſteigen und
nicht weniger als 50 Mark monatlich betragen, ſofern die
Verträge bis 31. Auguſt d. J. abgeſchloſſen waren.

6. Ergänzungen des aufzufüllenden Perſonals, möglichſt
durch Künſtler, die während des Krieges einge
zogen waren.

7. Gründliche Reviſion ſämtlicher Theater-
verträge einſchl. des Pachtvertrages unter Vorſitz des hie-
ſigen neugirbiddenden Rates geiſtiger Arbeiter.

In der Begründung der Vorlage führt der Magiſtrat aus,
daß Theaterdirektor Sachſe dieſe Forderungen, ſoweit ſie ihn
und die Stadt gemeinſam angehen, warm befürwortet. Den
finanziellen Forderungen ſelbſtändig zu entſdrechen, iſt er be
kanntlich auf Grund des Theater-Pachtvertrages außer Stande.
Der Geſamtbetrag der zur Erfüllung der Forderungen erforder-
lichen Mehraufwendungen bei ganzjährigen Verträgen
würde ausſchließlich des bisherigen Zuſchuſſes von jährlich 200 000

Mark annähernd 240000 Mark betragen. Selbſtver-
ſtändlich kann bei derartigen Leiſtungen kein Thbeaterdirektor den
Betrieb wirtſchaftlich aufrecht erhalten. Dasſelbe trifft auch
wie die Vorlagen ausführen für die Stadt zu, wenn ſie ſich
etwa entſchlöſſe, den Theaterbetrieb in eigene Regie zu
nehmen, d. h. das geſamte finanzielle Riſiko ſelbſt zu tragen und
den Direktor gegen feſtes Gehalt anzuſtellen. Angeſichts der der
Stadt in den nächſten Jahren erwachſenden allgemeinen Laſten
und Opfer iſt es nicht möglich, den jährlichen Theaterzuſchuß (von
bekanntlich 200 000 Mark) ſehr weſentlich zu erhöhen. Der Ma-
giſtrat hat ſich den Beſtrebungen der Bühnenangehörigen trotzdem

wie es in der Begründung heißt nicht verſchloſſen und er
klärt ſeine Bereitwilligkeit, den Forderungen Rechnung
zu tragen. Vorausſetzung hierzu iſt allerdings, daß der
Theaterdirektor möglicherweiſe gang und gar auf
ſeinen Reingewinn verzichtet, jedenfalls in dem
ſelben Maße, wie die Stodt ihren relativen Ueberſchuß preis
gibt. Bis zum l. Mai 1919 laſſen ſich die Wünſche der Bühnen
angeſtellten vorausſichtlich ohne ſonſtige Zuſchüſſe erfüllen. Soll
ten die Betriebseinnahmen ſich binnen Kurzem erheblich ver
mindern, ſo könnte der Ueberſchuß aus der Spielzeit 1917/18 den

Ausfall decken. Dem Tkeaterdirektor bleibt der Betrag von
15 000 Mark ſeitens der Stadt gewährleiſtet. Ueber die Zeit vom
1. Mai hinaus ſo betont die Vorlage verbietet die Ungewiß-
heit der Verhältniſſe jede Verfügung.

Der Haushalts- Ausſchuß hat auf Grund eingehen
der Beſprechung den Beſchluß angenommen, den Tdeaterdirektor
zu ermächtigen, den oben bezeichneten Forderungen 8 bis 6 zu
entſprechen, und zwar für die Zeit vom 1. Oktober 1918 bis
1. Mai 1919, hinſichtlich der Orcheſtermitglieder dis zum Ablauf
ihrer ganzjährigen Verträge, die Mehr ufwendungen durch die
Betriebseinnahmen der Spielzeit 1917/18 zu decken und dem
Theaterdirektor für die gegenwärtige Spie:zeit ein Mindeſt
gehalt von 15 000 Mark zu gewährleiſten.

Es wurde einer Reſolution zugeſtimmt, die für den Moduß
ganz jähriger Verträge eintvitt, die jedoch erſt ſpäder abgeſchloſſen
werden ſollen.

Der Hanshalts- Ausſchuß ſtimmte weiter u. a. der Er
höhung der Bäderpreiſe und Leihgebühren um durch
weg 50 Prozent zu und aghm eine Vorlage an, für das

eheim und für das Kinderheim vom Roien KreuzWaſceſtüce im Werte von 11 288 bezw. 2500 Mk. zu beſchaffen.

Ferner wurde der Zahlung von 15000 Mark aus dem
Kriegsfonds an den Arbeiterrat und von 6400 Mk. für vew
gangene Ausgaben zugeſtimmt.,
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Aus der Beamten- Bewegung
Die Ausſichten auf Gehaltserhöhungen.

Lider hat ſich ein Teil der Eiſenbahnunterbeamiten
den ſtreiklüſtigen Eiſenbahnarbeitern angeſchloſſen. Die Tätig-
keit des aus dem neuen großen Eiſenbahnbegmtenbunde hervor
gegangenen Beamtenrats iſt aber darauf gerichtet, zwiſchen
der Eiſenbahndirektion und dem unter dem Einfluß des Unabh.
Soz. Hennig ſtehenden Streikkomitee zu vermitteln, um den
Ausbruch eines Eiſenbahner-Ausſtandes mit ſeinen ſchlimmen
Folgen für die geſamte deutſche Wirtſchaft und unſere ohnehin
gefährdete Volksernährung nach Möglichkeit zu verhüten. Manche
Eiſenbahnarbeiter ſehen ſchon jetzt ein, daß die fortgeſetzten
Lohnerhöhungen ihnen ſchließlich ſelbſt verhängnisvoll werden
müſſen. So konnte neulich bei den Verhandlungen mit dem Ver-
treter des Eiſenbahnminiſters in Halle ein Bahnmeiſter berichten,
ſeine Leute hätten gemeint, das 400 Millionengeſchenk vom 1. De
zember v. Js. hätte ſie keineswegs erfreut, denn wir wären
auf dem beſten Wege, dem Staagtsbankerott entgegen
zu treiben! So urteilen heute bereits verſtändige Eiſenbahn
arbeiter. Die Vertreter des Beamtenvundes baben denn auch
dem Vertreter des Eiſenbahnminiſters in jener Verhandlung un-
umwunden erklärt, die Lohnerhöhung der Eiſenbahnhandwerker
und Arbe'ter vom 1. Dezember v. Js. ſei ein verhängnisvoller
Fehler geweſen. Die Beamtenſchaft ſei infolge der letzten großen
einmaligen Zuwendungen durchaus zufrieden geweſen, ſo daß das
neue 400 Millionengeſchenk an die Eiſenbahn arbeiter wie ein
Schlag auf die Stimmung der Beamten gewirkt habe. Gyeifbare
Gründe zu dieſem neuen Geſchenk an die Arbeiterſchaft hätten
nicht vorgelegen, lediglich die Angſt vor dem Generaglſtreik
hätte die Regierung zu dieſem Schritt veranlaßt. Das müſſe auf
die Erhaltung von Autorität und Diszinlin ſchwer breinträchtigend
wirken. Erſt die Zuſicherung des Regierungskommiſſars, der
Miniſter werde zum Ausgleich gegen die geſteiger-
ten Arbeiterlöhne nach Kräften beſtrebt ſein, eine all-
gemeine Neuregelklung der Beomtenbeſoldungs-
verhältniſſe durch beſonderes Geſetz ab
nötigenfalls rückwirkend von dieſem Tage ab bei den zuſtändigen
Stellen zu erreichen, beruhigte einigermaßen die erregten Ge
müter der Beamten. Für die Zeit bis 1. April 19195,
ſo ließ ferner der Eiſenbahnminiſter verſichern, wird die Eiſen
bahnverwaltung verſuchen, eine Erhöhung der laufen-
den Kriegsbeihilfen bezw. Tenerungszulaggen für die
Staatsbeamten durchzuſetzen. Man fragt ſich jedoch, woher der
preußiſche Staat die hierzu' notwendigen Mittel nehmen und
wohin es führen ſoll, wenn die Staatsregierung unberech
tigten Lohnforderungen der Arbeiter gegenüber nicht endlich
feſt hleibt!

Die geſamte Beamtenſchaft, böhere, mittlere und untere
das iſt eine Forderung des Augenblick muß hinfort
einig und feſt zuſammenſtehen, damit die Behörden
das ſo notwendige Selbſtvertrauen zum Heile von Volk und
Staat wiedergewinnen.

Die Deutſchnationale Volkspartei (Volksverein Halle und
Saalkreis) hält am Sonnabend, den 1. Februar, abends um
716 Uhr im „Mozartſaal“ eine Mitgliederverſammlung
ab. Auf der Tagesordnung ſtehen: 1. Bericht über die Wahl zur
preußiſchen Landesverſammlung. 2. Beſchlußfaſſung über die
künftige Vereinstätigkeit.

Bezirkskonferenz der A. und S.-Näte des Regierungs
bezirks Merſeburg. Jn der geſtrigen Sihung wurde die Bil
dung von Betriebs- und Veamtenräten zum
Zweck der Durchführung der Sogzialiſierung der Vergwerke und
Großbetriebe und die Richtlinien für die Tätigkeit derſelben be-
ſchloſſen. Der broumſchweigiſche Miniſter Dr. Oerter hielt
ferner ein Referat über Einheitsrepublik und Klein-
ſtagaterei; im Anſchluß hieran wurde folgende Entſchließung
angenommen: „Die BVegzirkslonferenz der A. und S.-Räte ſteht
guf dem Boden der Eircheitsrepublik und erſucht die A. und
S.-Räte, alle Maßnahmen, die zur Sozigliſierung notwendig
ſind, durchzarführen und verwahrt ſich gegen das Eingreifen der
Regierung Ebert-Scheidenann. Sie wird event. das Solbſt.
beſtimmungswecht erwägen und gegen die Regierung Stellung
znehmen, und ſich der Republik Weſtdeutſchland agaga-
ſchließen.“ Ferner machte Cenoſſe Kren n noch bekannt,
daß die Bergarbeiter im Halleſchen Bezirk bei der Regierung in
Berlin beantragt halen, die Eſſener Wahlordnungauch für den Mitteldeutſchen Bezirk einzuführen. Bisher ſei eine Antwort nicht eingegangen Sollte
dieſe bis zum heutigen Freitag nicht eintreffen, ſo haben die
Berg arbeiter des Mitteldeutſchen Kohlen-
reviers beſchloſſen, am Sonnabend reſp. am
kommenden Montag in den Generalſtreik ein-
gutreten. (Näherer Bericht folgt.

Die Kriegshbeſchädigtenſonderlehrgänge am Stadtgymnaſium
haben eine ſtarke Erweiterung erfahren. Es beſtehen nunmehr
für ſolche früheren Schüler höherer Lehranſtalten, die vor ihrer
Einziehung zum Heere regelrecht nach Primag verſetzt waren,
7 Privatkurſe, und zwar 4 für Gymnaſiaſten, 2 für Oberreal-
chüler, 1 für Realgymnaſiaſten. Für die nicht regelrecht nach
rima Verſetzten beſtehen 5 Sekundakurſe, und zwar je 2 für

Gymnaſiaſten und Oberrealſchüler und 1 für Realgymnaſiaſten.
Eine beſchränkte Anzahl Teilnehmer kann noch zugelaſſen werden,
doch nur ſolche aus Halle ſelbſt oder ſeiner unmittelbaren Vm-
gebung. Schriftliche Meldungen ind umgehend an das Provin-

ialſchulkollegium Magdeburg zu richten. Beilagen: Lebenslanf,Kbgangeogeugnis der zuletzt veſuchten Schule, militäriſches Füh-

rungszeugnis, polizeiliches Führungszeugnts für die Zeir zwiſchen
Schule und Heeresdienſt. Perſönliche Meldungen umgehend bkerm
Direktor des Stadtgymnaſiums werktags 12--1 Uhr außer Sonn
abends.

Grenzſchuz und Notprüfung. Vom Juſtizminiſterium
ſind Beſtimmungen erlaſſen worden, daß die Angehörigen der
freiwilligen Grenzſchutztruppen anter gewiſſen Vorausſetzungen
zu Notprüfungen zugelaſſen werden.

Die Lohnfrage im Gaſtwirtsgewerbe iſt für Halle bekannt
lich in einer dieſer Tage abgehaltenen Gaſtwirteverſammlunneu geregelt worden. Es gelangte ein Tarif zur Annahme, a

dem für die Woche zu zahlen iſt: an Oberkellner in Reſtaurants
und Cafés 40-60 Mk., Kellner über 20 Jahre 40 Mk., Kellner
unter 20 Jahre 30 Mk. ohne Koſt. Oberkellner und Portiers in
Hotels ſind nach Vereinbarung zu entlohnen, jedoch nicht unter
dem Satze der Reſtaurant-, Ober und Cafékellner, Hotelkellner
erhalten 15 Mk. für die Woche mit Koſt und Wohnung, Zapfer
und Kaſſierer am Buffet 45--80 Mk. wöchentlich ohne Koſt und
Wohnung, Reſtauranthausburſchen, Silberputzer uſw. 40--80 Mk.,
Mamſells, Buffetfräuleins 40--80 Mk., Zimmermädchen 25 Mk.,
Dienſtmädchen 30--60 Mk. monatlich mit Koſt und Logis. Der
Tarif, nach dem die Trinkgelder nicht abgeſchafft wurden, iſt als
nebergangstarif anzuſehen, giltig vom 1. Februar ab auf
drei Monate.

Der Verein ehem. 36er hält am Sonnabend, den 1. Fe
bruar, im „Schultheiß“ Poſtſtraße 5) ſeine Zauptverſammlung
ab. Beginn um 7 Uhr abends. Vorſtandswahl. Aenderung der
Satzungen.

Das dritte Streichkonzert der Kapelle des Füſ.Negts. 36
am Mittwoch nachmittag in der „Saalſchloßbranerer“ erfreute
ſich, wie ſeine Vorgänger, eines regen Veſuches. Die beliebte
Kapelle gibt in ihren Leiſtungen dem alten Stande vor dem
Kriege nichts nach. Die Wahl der Vortragsfolge zeigte feinen
Geſchmack und hohes Streben. Der Vortrag von Smetanas

oßer ſymphoniſcher Dichtung „Die Moldau“ war eine ganz bet s wohlgelungene Leiſtung

1. April 1919

Provinz Sachfen
Naumburg, 28. Jan. Eine Nietzſche-Taf1)

Auf Anregung einer Mitbürgerin hat der Magiſtrat kürziich am
Hauſe Weingarten 18 hier eine Jnſchrift anbringen laſſen, die
in goldenen Lettern auf ſchwarzem Grunde ausgeführt iſt und
wie folgt lautet: „Hier wohnte der Philoſoph Friedrich Kekiche
zum Beſuche bei ſeiner Mutter in den Jahren zwiſchen 1890 bis
1897.“ Stadtbaurat Hoſffeld hat die Hausinſchrift entworfen, aus-
geführ. iſt ſie vom Bildhauer Horn in Naumburg.

g. Aus dem Saalkreiſe, 29. Jcen. (Zur Ausſtellang
von Saackarten.) Während früher die geprüften Anträge
auf Erttilung von Saatkarten
teilung von Sammelſaalfarten unter Mitteilung des Prüfungs-
ergel riſſes an das Landrasamt zur Ausſtellung übeciſa nd wer
den mußten, iſt jetzt ſeitens des Herrn Regierungs ſiden en
Herr Oekonomierat Hag'e in Halle a. S., 2imndwirtſcha
kan mergbönde, für den Saalkreis direkt damit betranut worden,
ſo daß dieſelben an den ge.irnnten Herrn einzurerchen ſind.

Nauendorf (Saalkreis), 28. Jan. (Einvrt Aus
dem Hühnerſtalle des hieſigen Poſtvorſtehers Nabakowsky wurden
in der Nacht vom Montag zum Dienstag 9 Hühner ad 2 Zuch
entenr durch Einbruch entwendet.

Görbitz b. Nauendorf, 29. Jan. (Einbrauch.) Jus dem
Cute des Girtebeſitzers Karl Weler hier wurden aus den ver
ſchloſſenen Ställen in der Nacht vom Dienstag zum Mittwoch
3 Hammel und 4 Zuchtenten geſtohlen und an Ort und Stelle
gleich ahgeſchlachtet. Leider iſt es bis jetzt immer noch nicht ge
zungen, die Einbrecherbande abzufaſſen.

pk. Weimar, 29. Jan.
langiöhrigen, ziemlich tadelloſen amtlichen Betätigung ließ ſich
der Oberpoſtaſſiſtent Hermann Sckrwidel, der am hiſing- 1 Haupt
poſtamie angeſtellt war, zu cinem Diebſtahl verleiten. Er hatte
ein Faldroſtpäckchen, das eine Landwirtsfrau an ihren Schwieger
ſohn im Felde ſenden wollte, auf de m Voſtamte en ſi h genom-
men und geöffnet. Der unbeſonnene Beamte wurde jetzt von
der h. ſigen Straffamwer wegen Unterſchlagung im Amte z.
vier Monaten Gefängnis verurteilt.

Aus dem Gerichtsſaal
Schöffengericht in Halle.

Die Ehefrau Anna R. hatte im März 1918 von ihrem Ehe
manne der im Oſten in einem Lazareltzuge beſchäftigt wrr,
einen Schinken im Cewichte von 8 bis 10 Pfund erhalten, den
ſie unter der Hand für 15 Mark das Pfund verkaufte; weil der
Höchſtpreis nur 2,60 Mark betrug und ſie den -chinen a h
ohne Fleäſchmarken abgegeben hatte, ſo hatte ſie einen Straf-
befeh über 40 Mark und Einziehung des übermäßigen Ge-
wer res von 80 Mark erhalten, gegen den ſie Einſpruch erhoben
hatte, ſo daß ſich das Schöffengericht mit der Angelegenheit be
faſſcn mußte. Die Beweisgarfnahme ecrgab, daß die Angelaote
den Schinken all. rdings verkauft hatte, aber nicht als Händierin,
ſie hatte ihn auch nicht etwa ausgeloden, ſondern die Käuferin
hat.e von dem Schinken durch die Kinder der Angeklagten er
fahren, die bei ihr und für ſie Beſorgungen machen hatte.r;
da nur zu Oſtern 1918 eine Tochter der Ang. klagten konfirmeert
werden ſollie, für die noch keine Kleioung vorhanden war, ſo
nobm die Angeklagte, der Not gehocchend denn ſie hätte den
Schinken lieber mit ihren fünf Kindern verzehrt), die Geſegen-
heit wahr, verkaufte den Schinken und verwandte den Erlös
zur Anſchaffung von Konſirmationskleidung für hre Tochter.
Das Gericht berückſichtigte bei der Strafbemeſſung, daß es ſich
im vorliegenden Falle nur um ein Gelegenhei'sgeſchäft geh rn dert
und die Angeklagte ſich in einer gewiſſen Notlage befunden S. te
und verurteilte ſie wegen übermäßioer Preisforderung zu cirer
Celiſtrafe von 10 Mark; bei der Einziehung des über näzigen
Gewinnes im Betrage von 80 Mark mußte es jedoch bleiben.

Volkswirtſchaft
Kaliſyndikat

Die Geſellſchafterverſaimlung es Kaſiſyndi? its fand in
Veorlin ſiatt. Der Lorſtond berichtebe ücer die troſt !oſe
Lage des deutſchen Kaligewerbes. Während man
im Okt ber trotz Arſeiter- nd Kohlenmangel och Loffe n
konnte, daß der Abſatz d. s Jahres 7918 den des Vorjahres nicht
unweſentlich überſteigen und 12 Millionen D.- Zentner Reinkalli
erreichen würde, brachten die November- Ereigniſſe eine plötzliche
Abſatzſtockung, die im Dezember zu einer faſt voll
ſtändigen wurde. Die meiſien Kaliwerke liegen
wegen Kohlenmangels ſt i II. Die zahlreich aus der Front zu
rückgekehrten Arbeiter müſſen daher trotz weſentlich höherer
Löhne un produktiv beſchäftigt werden.

Die zwiſchen den Kaliwerken und den Gewerkfſchaften verein-
barten Arbeits und Lohnbedingungen, welche, abgeſehen von der
Neurinführung der achtſtündigen Arbeitsſchicht, auch über Tage,
weit über die im Juli vorigen Jahres durch Geſetz feſtgeſetzte
Lohnauflbeſſerung von täglch 3 Mark für Vollarbeiter hinaus
gehen, werden von den Arbeitern vielfach nicht ge
halten, und auf verſchi denen Werken S bereits zu Ge
walttätigkeiten gekommen. Dieſe Werke ſtehen vor der
er W ihren Betrieb entweder gänzlich einzuſtellen, oder bei

rfüllung der Arbeiterforderungen dem finanziellen
Ruin entgegenzutreiben. So kommt es, daß die Kaliinduſtrie
weder gerüſtet iſt für die gerade in der gegenwärtigen Zeit be-
ſonders wichtige Ausfuhr, noch für die Lieferung von
Düngemitteln an die heimiſche Landwirkſchaft, die nach
wie vor das Rückgrat der deutſchen Volksernährung iſt und
bleiben wird. Die rückſtändigen Aufträge der deutſchen Land-
wirtſchaft, deren Klagen über die ausbleibende Ware aus allen
deutſchen Ganen iäglich in großer Zahl einlaufen, ſind auf
140000 Wagen geſtiegen und vermehren ſich von Tag
zu Tag, ein Veweis, wie ſchwer der Kalimangel überall emp-
e wird. Die Folgen worden ſich beſonders bei der dies
ährigen Kartoffeleryte bemerkbar muochen,

Die Geſellſchafterver ſammlung nahm einſtimmig folgende
Entſchließung an: Die Waffenſtillſtandskommiſſion hat. wie ver
lautet, in Trier Verhandlungen über deutſche Kaliliefe-
rungen nach Amerika gepflogen, ohne daß berufene Ver
treter des Kalrſyndikats hinzügezogen worden ſind, die, zumal
bei der gegenwärtig beſchränkten Lieferungsfähigkeit der Kali-
induſtrie, über alle Einzelh.iten die erforderlichen Jnformatio
nen geben konnten. Die deutſche Kaliinduſtrie legt ſchärfſte
Verwahrung dagegen ein, daß ſolche Verhandlungen zum
b gebracht werden, ohne daß ihre Vertreter hinzugezogen
wer

Börſenſtimmungsbild.
Berlin, 30. Januar.

Gegenüber der leidlich feſten Haltung der letzten Tage hat
heute im Zuſammenhang mit den beſorgniserregenden Nachrichten
wegen des Verhaltens der Polen und Gerüchten von beabſichtig
ten Streiks in Berlin uſw. eine ziemliche Verſtimmung
an der Börſe Platz gegriffen. Die Kursbewegung war bei
kleinen Umſätzen vorwiegend nach unten gerichtet. Doch hielt ſich
auf ſämtlichen Marktgebieten die Kurseinbuße in engen Grenzen
und ging über 3 Proz. anfangs nicht hinaus. Höher war ſie bei
Orientbahn- und Rheinmetall-Aktien, welch letztere von einem
19 prozentigen Rückgang ſväter 7 Proz zurückgewinnen konnten.
Jm Verlauf wurde die Abſchwächung und damit der Kursrück-
gong allgemein, ſo daß ſich beiſpielsweiſe bei Bismarckhütte der
Rückgang auf 8, bei Bergmann auf 4, bei Gebrüder Böhler und
Daimler im ganzen auf nur 6 Proz. erſtreckte. Von der ſchwachen

Mühlen indes genügend Vorräte, ſo daß das ehloeſcha
regelmäßzifür Verbraucher und zuf Er- egelmäßigen Gan

(Poſtdiebſtahl.) Mitten in eincr

ndustrie- Aktien

Augemeintendenz machten nur ganz wenige Papinahme. Von Rentenwerten ſind s progentge ren eme

recht feſt, andere heimiſche Werte unverändert, des gleiche
reichiſche ungariſche Renten, doch zeigte ſich für G c
ſtarke Kaufluſt.

Produktenbericht.
Berlin, 30.Infolge des Arbeitermangels in den ca

ſhaftlichen Betrieben machen die Dreſcharbe
langſame Fortſchritte, und die Zufuhren von Brotger
demgemäß nicht beſonders lebhaft. getreideJm allgemeinen ha ben

w.ung behält. Jm hieſigen Verkehr mit
produkten macht ſich die ſcharfe Kälte der letzten Tage
bemerkbar als das Geſchäft in Rüben ſehr ſtill wurde
auf dem Transporte befindlichen Ladungen von Rüben ung
toffeln dürfte wohl mit einer Beſchädigung zu rechnen z
Nachfrage für Saatgetreide, Klee- und Grasſämereien bie
haft. Seradella iſt gut behauptet. Sehe gering bleibt die
fuhr von Heu und Stroh. Wetter: kalt, bedeckt e

Die Lage des Arbettsmarktes im ganzen Reigowie vor durch des fort dauernde Kuſchwe i
Arbeitsloſenziffern gekennzeicknet, und zwar
in erſter Linie die großen Städte und Jnouſtriebezirfe x
RheinlandWeſtfalen. Thüringen), in denen die In
loſigkeit von Tag zu Tag größere Dimenſion n annimmt
Arbgitsnachweiſe klagen übereirſtimwend, daß die Arg
unluſt der in den Städten lebenden Arbeiter vorlg
ein unüberwindliche s Hindernis für die an
rung von Arte Skräften auf das Land ſei. Die Landwirt
ſucht leider wieder auf ausländiſche Kräfte ungr ifen. Jn Pommern und Schleſien geſchieht dies beree 9
Schleſien wurde dos mangelhafte Angebot von Vergarhe
teilweiſe dadurch überwunden, daß man eine größere An
ausländiſcher Arbeiter einſtellte.

Der Kohlenbergbau liegt ebenfalls nach
unter demſelben Druck einer unbefriedigten Nachfrage nach
beitskräften. Jn Weſtfalen wird zwar verſucht die beſt
gungsloſen Jnduſtriearbeiter in die Bergbaubezirke m
führen, doch iſt der Erfolg bisher noch ſehr gering

Jn der Jnouſtrie wächſt die Arbeitsloſigkeit
und ungelernter Arbeitskräfte zuſechends: Fackarbeiter
Art ſind in der Metallverarbeiklung und Maſchineninduſe
erſeblichem Grade überſchüſſig. Nachfrage iſt beſondekleinen Orten nach einzelnen Handwerkern vorhanden, vor e
Schuhmacher und Schneider ſind ülrrall geſucht. Väder
Metzger weiſen der Rakionierung wegen im ganzen Reich tir
großen Prozentſatz Arbeitsloſe auf Ebenſo ungünſtig liegen
Zuſawmenhang mit der unſicheren wirtſchaftlichen Zukunft
Verhältniſſe guf dem Arbeitsmarkt der kaufmänniſchen
techniſchen Gewerbe ohne jede Ausſicht auf eine baldide v
rung der Unterbringung der Stellenloſen in anderen Be
Kuch die Ablöſung des weiblichen Perſongls der Vehörden
Jnduſtrieunt rnehmen durch männliche Stellenloſe führt
keinem durchgreifenden Reſarktat. Aehnlich ungünſtig liegen
Verhältniſſe im Gaſtwirtegewerbe. ßDer weibliche Arßbeitsmarkt iſt durch die Entlaſſung weite
Arbeiterinnen der Rüſtungsinduſtrie ſowie der rohſtoffarn
Induſtrie gekennzeichnet. Eine unbenrenzte Nachfrage
weiblichen Kräften iſt in der Landwirtſchaft vorhanden,
dringend verlangt, daß die während des Krieges in die St
ghoeſtrömten ländlichen Frauen wieder in ihre früheren Arbe
ſtellen zurückkehren.

g. Bohrungen auf Vraunkohle. Raßnitz Kreis M
buva). 29. Jan. Vohrungen auf Braunfohle werden gegenwät
in hieſioer Feldmark in unmittelbarer Nähe der Dorflage und
Auengelände im Waldbezirk ausseführt. Dieſelben bezwes
das vorhandene Kohlenlager auf Mächtigkeit und Abbaumöglie
keit zu prüfen. Verſchiedene Länvereien ſind ſowohl in
Feldmark als auch im Auengebiete von einzelnen Vergwerl
geſell ſchaften aufgekauft worden und werden ratenweiſe bezat

Keine landwirtſchaftliche Arbeitsgemeinſchaft! Jm Lan
rasamt zu Merſenrrg traten zum zweiten Male zehn landwi
7aftſiche Arleitreber und Arbeitnohmer als Vertreter t
Verbände zuſammen, um die Löhne der land wirtſchaffß
lichen Arbeiter für den Kreis Merſeburg feſ
legen Da nach fünfſtündiger Beratung eine Einigung über
Höhe von Frauenlöhnen infolge prinzipieller Gegenſätze nicht
erzielen war, wurde von der beabſichtigten Gründun
ciner ſogen. land wirtſchaftlichen Arbeitsgemeinſchaft für de
Kreis Merſeburg abgeſehen. Es ſind inioloedeſſen auch d
b reits beſchloſſenen und bekannt gegebenen Löhne für die män

ichen Arbeiter nicht bindend. Die Feſtſetzung der Löhne unle
liegt bis auf weiteres der freien Vereinbarung,

Rerliner Kursberiehte
NPisenbahn-Aktien: Felten um. Gnilleanmse
HRalberstadt -Blankenb. Gnsmotoren Dentz
HNnlle-Hettstedter Gebhardt n. Co.Schantungbabhn Golsenkirech. Berghb.Alig. T.okal-Str. Glanziger Znekerfbr.r. Berl. Str. 24, HRallesche Masch.-Fabr.Magdeburwer Str.-B. Hann. Masoh.Lux. Prinz Heinrich. B. Harpener Berg
Orientbhahn HRaspoer FisenJehteiairts-Alct. tenHamhbg. Paketfahrt Hoesech Risoen n. StahlHambg.-Südamerika
Hansa-Dampfsechift
Nordd. Llovd

Bunken:
Bank für Thür.
Berl. Handelsgos.
Comm u. Diskontobank
Darmstädter Bank
Dess. Landesbank
Deutsche Bank
Diskonto-Comm.
Dresdner BankCredit- Anst. I eipzi
Mitteld. Kreditbau
Nationalhbank
Oesterr. KreditReichsbank

Rohenlohe- Werke
Humboldt-Maseh.
Iise-Berghban
Kahla-Porzeltan
Knliw. Aschersleben
Körhbisd. Zneker- Akt.
Kyvſſhäuserhütto
Lahmeyer u. Co.
Lanchhammer
Laurahütte
Linke u Hofmann.Ludwig Loewe u. Co.
Lothringer Hütte
Mannesmannröhren
Oberschl. Eisenb. Bed.

do. aro Heg.do. okswerke
Orenstein u Koppel
Phönix-Bergbh.
Rhein. Metall-Vorz.
Rhein StahlwarenRiebeck. Montan
Rombacher Hütten
Rositzer Braunk.
Rositzer Zueker.
Sangerhänser Maseh.
Hugo Schneider u. Co.
Schuckert u. Co.
Siemens u. Halske
Stettiner ValkanStollberger Zinkh.
Strals. Spielkarten
Thale-Eisenhütte
Triptis- Akt. -Oes. J
Türkigehe Tadakregie
Ver. Köln-Rottweiler
Glanastoff Elberf.
Wegelin u. Hübner
Wersech.-Weilpsent. Brk.
Westeregelu-Alkali
Witteuer Gußlstahl
Wrede-Mälzerei
Zeich.-Kriebitseh. Brk.
Zeitrer Masch.Zelistotf Walthot
Otavi-Minen

Schultheiss- Brauerei
Akt. f. Antlin
Aligern. Elektr.-Ges.
Ammendorfer Paplert.
Anhalter Kohlenw.Annaberger Steingut
Badische Anilin
Bergmann Blekt. Akt.
Berl. Masch.- Bau
Bismarckhütte
Bochumer Ounbstahl
Chem. Fabrik Buckau
Chem. Griesheim
Chem. v. Heyden

SchalkeConsolidation
Lröllwitzer Papierkabr.
Daimlier-Motoren
Dentseh-Luxembnrg
Dentsche Tebersee- El.
Be HBrdöleutsche Gasglühl.

eutsche Kali
eutsehe Waff. u. Man

nnersmarkhütte
Däörinx u. Lehrmann

Dürko WEiberte der Varben

Hauptſchriftieiter. Helmut Böticher.
Verantwortlich für den eiten Teil Helmut Böttcher

erdinand Querfurt fürowie für den lokalen Teil nztelle r pGerichtsſaa! und Sport und den übrigen redaktionellen Teil e 1Queriurt: für den Anzeigenteil; Paul Kerſten;, ſämtlich in Halle e.
Verlag und Druck der Halleſchen Zeuung Otto Thiele

Verlagsdirektor Rodert Poetzſch.

Be rewirtſ et

die Abteilung Kunſt, Wiſſenſchaft, Umerde
provi NAdolf Meyer, für
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